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Bericht 
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 
- Drucksachen 8/857, 8/1053 - 

Bericht des Abgeordneten Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 

Der Gesetzentwurf sieht eine Änderung des Arbeits-
förderungsgesetzes vor, um eine Verbesserung und 
Erleichterung der Arbeitsvermittlung in der gegen-
wärtigen Arbeitsmarktsituation zu erreichen. Die 
Höhe des Arbeitslosengeldes soll durch eine kurz-
fristige, geringer entlohnte Tätigkeit nicht beein-
trächtigt werden. Es sollen Sperrzeiten wegen un-
begründeter Arbeitsaufgabe oder wegen Ablehnung 
einer zumutbaren Arbeit auf die Bezugsdauer von 
Arbeitslosengeld angerechnet werden. Das Arbeits-
losengeld und die Arbeitslosenhilfe für Berufsanfän-
ger sollen der zuvor bezogenen Ausbildungsver-
gütung angenähert werden. Außerdem soll regel-
mäßig das Fortbestehen der Anspruchsvoraussetzun-
gen bei Beziehern von Arbeitslosengeld oder Ar-
beitslosenhilfe überprüft werden. 

Ferner sieht der Gesetzentwurf vor, daß Teile einer 
Abfindung durch eine Änderung des § 117 Abs. 3 
des Arbeitsförderungsgesetzes anrechnungsfrei blei-
ben sollen. Die vom 1. Januar 1979 an geltende Ver-
sicherungs- und Beitragspflicht der Arbeitslosen muß 
um ein halbes Jahr vorverlegt werden, um die Ein-
nahmen der Träger der gesetzlichen Rentenversiche-
rung den zu erwartenden Ausgaben für das Jahr 
1978 anzupassen. Außerdem erstattet der Bund vom 

1. Januar 1979 an den Trägern der gesetzlichen Ren-
tenversicherung die Aufwendungen für Kinderzu-
schüsse in Höhe des Kindergeldes nach dem Bundes-
kindergeldgesetz. 

Der Gesetzentwurf hat Mehraufwendungen des Bun-
des zur Folge. Das Vorziehen der Rentenversiche-
rungspflicht der Arbeitslosen um ein halbes Jahr 
kostet den Bundeshaushalt einmalig in 

1978 	1 450 000 000 DM. 
Deckung dafür ist im Entwurf des Haushaltplans 
für 1978 bei Kapitel 11 12 Titel 656 01 als Zuschuß 
an die Bundesanstalt für Arbeit vorgesehen. Diese 
Ausgaben können zur Behebung von Liquiditäts-
schwierigkeiten der Bundesanstalt für Arbeit bereits 
vor dem Fälligkeitstermin 1. Juli 1978 geleistet wer-
den. 

Die Kosten für die teilweise Erstattung der Aufwen-
dung für Kinderzuschüsse werden auf jährlich 
325 000 000 DM geschätzt. Diese Kosten würden ab 
1979 entstehen. Deckung dafür ist im Finanzplan 
des Bundes bei Einzelplan 11 vorgesehen. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung vorgelegten 
Beschlußempfehlung zu der Gesetzesvorlage. 

Bonn, den 26. Oktober 1977 
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